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B undesministeri um 
für Arbeit Gesundheit und Soziales 

Stubenring 1 
1010 Wien 

Industriellenvereinigung 

Wien, 19.5.1998 

Entwurf eines Bundes~esetzes, mit dem das Arbeitslosenversicherun~s~esetz 1977. 
das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierun~s~esetz. das Karenz~eld~esetz und das Arbeits­
marktservice~esetz ~eändert werden: Aussendun~ in die Be~utachtun~. 
Zl. 33.202/9-2/98 

Wir danken für die Übersendung des oben genannten Gesetzesentwurfes und erlauben 

uns dazu wie folgt Stellung zu nehmen: 

Wir erachten es grundsätzlich als durchaus positiv, jene durch das Strukturanpas­

sungsgesetz 1996 eingeführte Einschränkung der Rahmenfristerstreckung für den Be­

zug von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung wieder rückgängig zu machen. 

Wie auch in den beiden, nach Aussendung des Gesetzesentwurfes stattgefundenen, 

Besprechungen zu diesem Gesetzesentwurf dargelegt, lehnen wir den im Entwurf ent­

haltenen Vorschlag jedoch ab. 

Im Sinne der bereits geführten Gespräche können wir uns hingegen vorstellen, ehe­

maligen Pflichtversicherten in der Arbeitslosenversicherung mit einer, insbesondere 

den Verwaltungsaufwand abdeckenden, laufenden Zahlung, die Sicherung einer Ver­

sicherungsleistung, für den Fall der Beendigung der selbständigen Tätigkeit, zu 

gewährleisten. 

.. AIVG.doc . 
Verelnogung aer A-1031 WIen Tel. (0222) 711 35/0, Fax (0222) 711 35/2507 

e-mail: ivmail@iv.telecom.at 
http://www.telecom.atliv/ 

Die Industriellenvereinigung ist Mitglied der 

Österreichischen Postfach 61 
Industrie SChwarzenbergplatz 4 UNICE Union of Industrial and Employers' 

Confederations of Europe 

9/SN-254/ME XX. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



Eine Deckelung der Leistung in Höhe des Ausgleichszulagenrichtsatzes wäre 

vorstellbar, wenngleich dadurch lediglich eine Grundabsicherung und keine Wahrung 

der bereits erworbenen Ansprüche der Höhe nach gegeben wäre. 

Für weitere Gespräche stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. Gleichzeitig er­

lauben wir uns darauf hinzuweisen, daß wir sehr an Gesprächen über eine generelle 

Neugestaltung des Arbeitslosenversicherungsrechtes interessiert wären. 

Wunschgemäß übermitteln WH 25 Ausfertigungen der Stellungnahme an das 

Präsidium des Nationalrates. 

Mit freundlichen Grüßen 

INDUS TRIELLENVEREINI GUNG 

... 

Dr. W. Tritremmel 
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